
     

 

 

 - Seite 1 von 1 - 

 

 

Steuerberaterhaftungsprozess – Aussagegenehmigung für Steuerfahnder als Zeugen 

Der Dienstherr eines Steuerfahnders kann im Einzelfall dazu gehalten sein, diesem eine nach §§ 376 

Abs. 1 ZPO, 37 Abs. 4 Beamtenstatusgesetz zu erholende Aussagegenehmigung im Steuerberater-

haftungsprozess zu erteilen. Pauschale Bedenken des Dienstherrn, die Aussage würde eine ernstli-

che Gefährdung oder erhebliche Erschwerung des noch anstehenden Steuerstrafverfahrens begrün-

den, sind zur Versagung der Aussagegenehmigung nicht ausreichend (VG Mainz – Beschluss v. 

29.04.2021 Az. 4 L 294/21.MZ). 

Der Steuerpflichtige macht gegen seinen Berater Ansprüche aus der Verletzung des Steuerbera-

tungsvertrages geltend; Gegenstand des Schadensersatzverlangens sind angebliche Schäden, die 

durch künftige Nachzahlungen, insbesondere Nachzahlungszinsen entstehen können. Sowohl bei 

dem Steuerpflichtigen als auch bei dem steuerlichen Berater waren Steuerfahndungsmaßnahmen 

durchgeführt worden, an denen der im Steuerberaterhaftungsprozess – vom Steuerpflichtigen als 

auch vom Berater – als Zeuge benannter Steuerfahnder teilgenommen hatte.  

Der Dienstherr des Steuerfahnders verweigerte die Erteilung der Aussagegenehmigung für das Zivil-

verfahren mit der Begründung, durch die Vernehmung des Beamten als Zeugen im Zivilverfahren 

würde die – noch ausstehende – Strafverfolgung erschwert. Es bestünde Anlass zur Vermutung, dass 

die Betroffenen ihre Verteidigungsstrategie an der Aussage im Zivilprozess orientieren und sich zu-

dem spätere andere Zeugen des Strafverfahrens nach dieser Aussage richten könnten. 

Der Steuerpflichtige, der die Falschberatung durch seinen Berater behauptete, beantragte daher den 

Erlass einer einstweiligen Anordnung gegen den Dienstherrn des Steuerfahnders mit dem Ziel, die 

Aussagegenehmigung zu erreichen. Das Verwaltungsgericht Mainz hat diesem Antrag stattgegeben 

und sich für die Erteilung der Aussagegenehmigung ausgesprochen, da die geäußerten Bedenken 

des Dienstherrn völlig pauschal waren und zudem das Ermittlungsverfahren abgeschlossen war, so 

dass auch keine ermittlungstaktischen Erwägungen gegen die Erteilung der Aussagegenehmigung 

sprechen konnten. 
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